
1. Die 72er Betriebe, warum dauert es solange? Die Betriebe, 
die nun reprivatisiert werden sollen, müssen wegen des festzu­
stellenden Wertzuwachses zwischen 1972 und diesem Jahr be­
wertet werden. Es gab bei uns in der DDR bisher nur eine einzige 
Firma, die dazu in der Lage war, das war der VEB Rechnungs­
führung und Wirtschaftberatung. Er ist mit diesen Anforderun­
gen völlig überfordert. Es gibt darüber hinaus Kriterien zur Be­
wertung, die jetzigen Ansprüchen nicht mehr standhalten. Es 
gibt Bestrebungen, Betriebsprüfungsgesellschaften andernorts 
zu gewinnen. Die sind allerdings nicht bereit, für die derzeit ku­
rante Währung tätig zu werden. Also wird es sich aus diesem 
Grunde wahrscheinlich bis zum Juli verzögern.

2. Landwirtschaftliche Betriebe, Bodenerwerb ohne Kosten, da 
andere Betrieb ihn wohl umsonst bekämen. Dies ist so nicht zu­
treffend. Es ist zutreffend, daß bei den Betrieben, die aus dem 
Volkseigentum privatisiert werden, der Wert des Grund und Bo­
dens in die DM-Eröffnungsbilanz mit einbezogen wird, und 
wenn Anteilscheine erworben werden, dann selbstverständlich 
auch anteilig der Bodenpreis in den Wert des Anteilscheins mit 
einfließt. Das ist also keine Besserstellung gegenüber landwirt­
schaftlichen Betrieben.

3. Zum Bodenerwerb. Es gibt Erwägungen, die in der näch­
sten Woche im Kabinett sind, dafür zu sorgen, daß zu den Bedin­
gungen, die bis zum 30.5. 1990 bezüglich des Bodenerwerbs bis 
zum 31.12. diesen Jahres für DDR-Bürger und nur für DDR- 
Bürger zu den gleichen Bedingungen fortzuführen, so daß hier 
ein eindeutiger Vorteil gegenüber anderen gegeben ist.

(Beifall)

Dies hat allerdings gewisse Auswirkungen, denn die sich dann 
verringernden Preise gegenüber Marktpreisen wären Nachteile, 
die die Kommunen hätten. Wir müssen also sehen, wie wir die 
Kommunen dies nicht entgelten lassen, sonst könnten die wie­
der den Anforderungen, die hier genauso von ihnen artikuliert 
werden, nicht nachkommen.

Nächster Punkt: Zahlungsfähigkeit der Handwerksbetriebe, 
insbesondere in den Monaten Juli und August. Hier werden die 
Handwerksbetriebe mit Sicherheit auf Kreditnahme angewie­
sen sein, aber ob die Banken bereit sind, Kredite zu geben, weil 
die Handwerksbetriebe nicht ausreichende Sicherheit geben 
können?

Hier erwägen wir, daß die Regierung diese Kredite verbürgt 
und notfalls, wenn es zu einer Illiquidität des Handwerksbetrie­
bes käme und die Bürgschaftverpflichtung daraus fällig würde, 
nun Einnahmen aus der Treuhandgesellschaft zur Abdeckung 
dieser Kredite zur Verfügung gestellt werden müssen. Auch dies 
wird in der nächsten Woche im Kabinett beschlossen werden, da- 
nit wir eine Möglichkeit haben, hier Sicherheit für Bürgschaf­

ten zu geben.

Handwerksbetriebe - Aufgaben aus öffentlicher Hand: Es ist 
richtig, daß die Kommunen derzeit über nicht sehr hohe Einnah­
men verfügen und ihnen bestimmte kommunale Aufgaben nicht 
erteilt werden können. Andererseits kann die Regierung höhere 
Zuweisungen an die Kommunen nicht vornehmen. Sie wissen 
ohnehin, daß wir vor 14 Tagen/3 Wochen der Regierung einen 
15-Milliarden-Kassenkredit gewähren mußten, so daß wir ohne­
hin mit diesem Betrag schon als Abschluß- und Eröffnungsbi­
lanz in die Währungsumstellung hineingehen.

Grund und Boden für Erwerbszwecke ist in Anlage 9 des 
Staatsvertrages geregelt. Hier müßte nur in geeigneter Weise 
die Situation dargestellt werden.

Es blieb heute eine weitere Frage, die mir auch angesichts der 
Situation vor dem Hause wichtig ist, erneut angesprochen - die 
Situation der Studenten. Wenn ich eben darauf hingewiesen ha­
be, daß wir mit einem Kassenkredit von 15 Mrd., sprich mit einer 
Verschuldung, in die Umstellung hineingehen, muß man - bei al­
len Forderungen - bedenken, woraus dies denn wohl bezahlt 
werden soll. Es wurde gestern im Kabinett - ich konnte nicht zu­
gegen sein - beschlossen, daß es eine Mindeststipendienrege­
lung von 280 DM gibt und, sofern elterliche Unterstützung nicht

erlangbar ist, nach Kriterien, die noch darzustellen sind, die Dif­
ferenzzahlung bis zu dem Betrag von 450 DM möglich ist. Es 
kann und muß aber erwartet werden, wie das auch in der Vergan­
genheit der Fall war, daß Eltern ihre Kinder unterstützen. Es soll 
mir keiner erzählen, daß ein Kind mit 205 Mark Stipendium nun 
tatsächlich ein auskömmliches Leben gehabt hätte und nicht auf 
die Unterstützung seiner Eltern angewiesen wäre.

(Beifall)

Mir ist es jedenfalls nie leid gewesen, meine in Ausbildung be­
findlichen Kinder zu unterstützen.

(Beifall)

Letzter Punkt, zu dem ich etwas sagen wollte, weil hier Ge­
haltsfragen des Ministerrates angesprochen wurden: Die Bezah­
lung erfolgt auf der Grundlage des Beschlusses des Ministerra­
tes vom 25.10.1984, und alle Gehälter von Staatssekretären, Mi­
nistern, stellvertretenden Ministerratsvorsitzenden und Mini­
sterpräsidenten liegen unter den Vergütungen, die Volkskam­
merabgeordnete sich selbst zugebilligt haben.

(Prof. Dr. Heuer, PDS: Aber Sie bekommen doch die Hälfte 
der Diäten.)

Ich habe mich an das Präsidium gewandt und die Auffassung 
vertreten, daß die Volkskammerabgeordnetengehälter zu hoch 
wären, aber die Volkskammer hat so beschlossen - und auch mit 
erheblichen Teilen der Stimmen aus Ihrer Partei, Herr Heuer.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es sind jetzt drei Zwischenfragen. Bitte schön. Wir gehen jetzt 
mal von der Mitte nach links.

Dr. Goepel (DBD/DFD):

Herr Ministerpräsident! Sie sprachen in Ihrer Antwort von der 
Liquidität der mittelständischen Handwerksbetriebe. Wir ver­
missen eine Antwort auf die Frage: Wie wird es mit der Liquidi­
tät für unsere Landwirtschaftsbetriebe aussehen?

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Herr Ministerpräsident! Sie haben über den problematischen 
Zustand der Staatsfinanzen gesprochen. Nun ist uns allen klar, 
daß man nicht beliebige Forderungen stellen kann. Aber es gibt 
ja bestimmte Prioritäten. In dem Zusammenhang habe ich die 
Frage: Halten Sie die von der Regierung getroffenen Entschei­
dungen für richtig, die Preise für eine Vielzahl von Industriewa­
ren sehr undifferenziert herabzusetzen, damit Käufe zu provo­
zieren - das kann man schon sagen -, die dem normalen Bedarf 
nicht entsprechen, wodurch Mittel des Staatshaushaltes - 7 bis 9 
Mrd. - festgelegt, gebunden werden, die für andere, dringlichere 
Aufgaben, wie Stipendien, Förderung des Mittelstandes, nicht 
mehr zur Verfügung stehen?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Gleich noch die dritte Zwischenfrage, dann die 
Antwort, und dann ist der Beitrag beendet. Bitte schön.

Bogisch (SPD):

Herr Ministerpräsident! Gehen dieses Haus und Sie davon 
aus, daß die Ereignisse der Bodenreform noch anerkannt wer­
den in dieser Legislaturperiode, oder gehen Sie davon aus, daß 
das ein gesamtdeutsches Parlament regelt?
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